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« ezugSpretr : Monatlich »,LL RM . einschl . Zustellgebühr. — Stugelnummer 10 » pf . ; Samstag » 1» « ps. — « nzeigcngedühr : »« Rps . für 1 rum Höhe und ein Siebentel « rette. Briese und Gelder frei. Bei Wieder¬
holungen tartljefter Rabatt , der al» Aaflenrabatt gilt und verweigert werde« kan«, wenn nicht binnen vier Wochen nach « mpsang der « echnuug Zahlung erfolgt. Amtliche Anzeigen lind direkt an die « eschästsstelle der ikariz.
richrr Zeitung , Badischer Staat «anzeiger, Karl-Friedrich-Gtraß « 1t , »u lende» und werden in Bereinbarung mit dem Ministerium de» Annen, berechnet. Bei Klageechebung, zwangsweiier Beitreibung und « onkursversahren killt der
Nadatt fort , ikrsüllungsort Karlsruhe. — I « Fall » von höherer Gewalt , Streik , Sperre , Aussperrung, Maschtnenbruch, vetricbrstöruug im eigenen Betrieb oder in denen unserer Lieferanten, hat der Inserent keine Ansprüche »
fall» die Zeitung verspätet, in deschriutrem Umfang« »der nicht erscheint. — Für telephonische Abbestellung von Anzeigen wich keine Gewähr übernommen . Unverlangt « Drucksachen und Manuskripte weche » nicht zurückgegeben
und «» « ich keinerlei Verpflicht« » , u irgendwelcher « ergütung übernommen . Abbestellung der Zeitung kann mir se bi» 25. auf MonatSschluh erfolgen. — Beilagen zur Karlsruher Zeitung, Badischer St - at»anzeiger :
Zentralhandeltreglfter für Baden , Mistfcher Zentralanzeiger für Beamte , Wissenschaft und Bildung, Badisch « Kultur und » «schichte, Badische Wohlfahrtiblütter , Amtlich« Berichte über die Bechandlungen de« Badischen Landtag».

in &tot
Da« Einspringen Englands

Aber die Geschichte der englischen Kredithilfe für Österreich
berichtet die „Franks. Ztg .

" aus Wien, daß Frankreich ab¬
wartete , bis Politik und Währung Österreichs in einen Krisen¬
zustand geraten waren . Schließlich stellte Frankreich ein kurz¬
fristige» Ultimatum bis Dienstag abend, das für die Pla¬
cierung der Schatzscheine die völlige Aufgabe der politischen
und wirtschaftlichen Selbständigkeit Österreichs verlangte .
Frankreich hielt den Moment für giinstig, um nicht nur die
Zollunion zu vereiteln, sondern auch Österreich gauz unter
seinen Einfluß zu bringen . Die deutsche Diplomatie hat die¬
ses Vorgehen rechtzeitig in Wien erkannt und die Hilfe Eng¬
land» angerufen . England hat die Gefahr für die mittel¬
europäische Situation und besonders auch für den Bestand
der Regierung Brüning begriffen und noch im letzten Moment
die Finanzhilfe aufgestellt, die Österreich von der französischen
Umklammerung befreite. Der Kredit von 150 Mill ., den die
Österreichische - Rationalbank in fremder Valuta erhielt , ist
kurzfristig bis zur Unterbringung der Schatzscheine gegeben.
Wegen dieser Schahscheine wird jetzt aber nicht mehr mit der
bisherigen Gruppe verhandelt , die unter Führung der Banqne
de Paris stand, sondern mit einem internationale » Konsor¬
tium unter englischer Führung . Es wurde so die Aufrich¬
tung einer französischen Vormachtstellung verhindert , die für
Europa und für Frankreich selbst wegen ihrer Überspannung
gefährliche Folgen hätte nach sich ziehen können.

*
Die innenpolitische Entwicklung Österreichs ist der außen¬

politischen noch nicht ganz nachgeeilt. Es fehlt noch das volle
Verständnis für die Wandlung . Der Bundespräsident be¬
müht sich vorläufig , den bisherigen Bundeskanzler Df. Ender
zur Bildung eines Kabinetts auf der bisherigen Grundlage
zu gewinnen. Ender scheint aber dazu wenig geneigt zu sein,
m er mit den kleinen Koalitionsparteien schlechte Erfahrungen
gemacht hat und auch , weil er sich nach seiner Vorarlberger
Heimat zurücksehnt . Eine solide Koalition zwischen Christlich¬
sozialen und Sozialdemokraten gestattet die Stimmung des
christlichsozialen Klubs noch nicht . Die Sozialdemokraten
Renner und Seitz erklärten für ihre Partei , daß sie sich nicht
grundsätzlich von einer Koalition ausschließen wollten, und
nannten ihr« sozialen und politiscben Bedingungen . Auch
Schober, dessen außenpolitische Geltung durch das oben gekenn¬
zeichnete Ereignis wesentlich gefestigt ist, wurde vom Bundes¬
präsidenten empfangen.

Der österreichische Bundespräfident forderte Ender auf , die
Neubildung der Regierung wieder zu übernehmen . Ender er¬
klärte , daß er die Kabinettsbildung nur unter der Voraus¬
setzung übernehmen könne , daß ihm außerordentliche Voll¬
machten erteilt werden. Darunter versteht er die Ausschal¬
tung des Rationalrates . Das sei notwendig, weil die außer¬
gewöhnlichen Schwierigkeiten der gegenwärtigen Zeit von dem
Parlament nicht bewältigt werden können

Zmima de* Stabttndttttvieüen
Trtbutabba« gefordert — Die Zollunion

ERB . Berlin , 18 Juni . (Priv .-Tel .) Auf der Tagung des
Vereins deutscher Eisen- und Stahlindustrieller , die gestern
hier stattfand , betonte der Vorsitzende , Dr .-Jng . Poensgen ,
daß die deutschen Wirtschaftsverhältnisse unmöglich allein
durch innere Maßnahmen gesunden könnten. Die Lasten der
deutschen Notverordnung müßten auf die Dauer die deutsche
Wirtschaft zu Grunde richten. Politische Anslandskredite
könnte« Deutschland nicht helfe« . Es brauche Entlastung der
Produktion und Förderung der eigenen Kapitalbildung .
Darum gehe die allgemeine Forderung des deutschen Volkes,
an der keine Regierung vorübergehen könne, auf einen we¬
sentlichen und radikale« Abba« der Tribute .

Im Zusammenhang mit der Notverordnung verwies der
Redner schließlich auf den Plan einer deutsch -österreichischen
Zollunion, der in Bezug auf private industrielle Förderungen
weiter auSaebaut werden könnte. Zur Einleitung dieser Er¬
örterung hielt da» gefchäftsführende Hauptvorstandsmitglied ,
iDr. Reichert, ein eingehendes Referat über den Einfluß des
alten deutschen Zollvereins auf die Eisenwirtschast, während
der frühere österreichische Gesandte in Berlin , Minister a . D .
Dr.' Riedl, die Hauptfragen der geplanten deutsch -österreichi¬
schen Zollunion näher erörterte . Er bezeichnete die Zollunion
mit Deutschland als den einzigen für Österreich möglich« Aus¬
weg ans seiner gegenwärtigen unhaltbaren Lage . Die ledig¬
lich wirtschaftliche Bedeutung d«S geplanten Zollabkommens
hob vr . Schlenker hervor. Die Zollunion stelle einen ersten
Schritt der längst notwendig gewordenen Neuordnung un¬
seres Berhältnisse« zu den Landern Osteuropas und des Wie¬
deraufbaues der osteuropäischen Lan dwirtschaft dar .
Die Einlavunste « zur Welt «brüftuttgskonfere «z

Wie vom Böllerbuadsekretariat in Genf mitgeteilt wird,
hat der Generalsekretär des Böllerbunds jetzt die »fftpele »
Einladunie » für die WeltabrüftungSkonferenz, die am 2. Fe¬
bruar 1932 i« Genf, beginnt, ergehen lasten. SS sind sämt¬
liche de» Völlerbund angehörende Staaten ringelnden wor¬
den , außerdem »och Afghanistan, Brasilien , Costa Rica, die
Vereinigten Staate « von Nordamerika , Alpten , Ecuador »
Mexiko, die Türkei und Sowjetrußland . Die Eingeladenen
stud gebeten worden, dem Völkerbundsekretartat zu gegebener
Zeit die Benennung und Zusammensetzung ihrer Delegation
mitzu teilen._ _ _ _

Berliner Bevölkerungsrückgang. Die Bevölkerung der Stadt
Berlin ist nach den jetzt vorliegenden Zahlen des Statistischen
Amte» der Stadt im März abermals zurückgegauge», und
zwar um 9571 Personen . Dieser Rückgang ist etwa doppelt so
«roß als im Bormonat . Der Bevölkerungsverlust seit Beginn
des Jahres 1931 hat damit die Zahl 15554 erreicht.

Letzte Nachrichten
Die Älrrbettszett in de«

^ ohlerrbevstverrken
Annahme der internationale « Konvention

WTB . Genf , 18. Juni . (Tel .) Die internationale « r -
beitSkonferen , bat heute »ormittag den im vorige«
Jahr gescheiterten Entwurf eine » Übereinkom¬
men » zur Festsetzung der Arbeitszeit in d.e n Koh¬
lenbergwerken in der Schlnßabstimmung mit der nö¬
tigen Zweidrittelmehrheit angenommen . Für da» Abkom¬
men habe« 81, dagegen 2 Delegierte gestimmt.

Die Arbeitgebergrnppe hat sich geschloffen der Stimme ent¬
halten . Gegen die Konvention stimmten die beiden portugie¬
sischen Negierungsvertreter . Einige Uberseestaaten, zum Bei¬
spiel Chile, stimmten dafür . Die deutschen Regie¬
rungs - und der deutsche Arbeitnehmervertre¬
ter haben auch diesmal für die Konvention gestimmt. Das
Abkommen tritt nunmehr in Kraft , f> Monate, nachdem zwei
der folgenden bergbautreibruden Staaten das Abkommen rati¬
fiziert haben : Deutschland, Belgien, Frankreich, Großbritan¬
nien, Holland, Polen und die Tschechoslowakei.

Die Konvention bedeutet die internationale Einführung der
7Xstündige « Arbeitszeit im Steinkohlen- und Braunkohlen¬
bergbau und die Anwendung des Washingtoner Achtstunden¬
abkommens auf den Steinkohlen- und Braunkohlen -Tagebau .
Außerdem bringt die Konvention eine gewisse internationale
Einheitlichkeit in der Regelung der Überstunden. Drei Jahre
nach dem Inkrafttreten des Abkommens soll nach den Be¬
schlüßen der Konferenz über eine weitere Herabsetzung der
Arbeitszeit in den Kohlenbergwerken verhandelt werden.

Außer feiner sozialen hat da» Abkommen noch eine beson¬
dere wirtschaftliche Bedeutung insofern, al» es die
Grundlage für eine wirtschaftliche Verständigung der
Kohle produzierenden Länder über die Ber -
teilnng der Märkte bilden soll. Berhandlungen dar¬
über dürste» unter maßgebender Mitwirkung de » Völ¬
kerbundes dnrchgeführt werden.

&eitte Gefah« tc* M« rVertitvevttrrr»
Mitteilung de» Institut » für Koujunkturforschung
WTB . Berlin , 18. Juni . (Tel .) Da» Institut für Kon-

junkturforschung teilt in einer Betrachtung über die Ab¬
nahme des Bestandes au Deckungsmtttel « der
Reichsbank sowie über dir Diskonterhöhung ab¬
schließend fest, daß in jedem Falle der RetchS -
bank ausreichende Möglichkeiten zur Verfügung
stehe», die Herrschaft über den Devisenmarkt
wieder z « erlangen . Nötigenfalls würbe mit einer
Restriktion eingeschritten werden, « ns alle Fälle besteht
die Gefahr einer Markentwertung nicht.

Aufhebung der gewerbsmätzige«
Stelleuvermitttuug

WTB . Berlin , 18. Juni . (Tel.) Nach dem Gesetz über di«
Entschädigung der gewerbsmäßigen Stellenvermittler vom 25.
März 1931 müffe » alle gewerbsmäßige« Stellenvermittler , mit
Ausnahme der Konsortagenten, spätesten » am 30. Juni 1931
ihre« Betrieb schließe«.

Der 5«. Deutsche Aerztetug tu KSt«
WTB . Köln, 18. Juni . (Tel.) Im Gürzenich-Saal wurde

heute vormittag in Anwesenheit von zahlreichen Vertretern der
Reichs - und Staatsbehörden , darunter Reichsinnenminister
Dr. Wirth und der preußische Wohlfahrtsminister Dt Hirt -
siefer, sowie von führenden Persönlichkeiten der medizinischen
Welt der 50. Deutsche Arztetag eröffnet. Df. Stander , Nürn¬
berg, wies in seiner Eröffnungsansprache darauf hin, daß der
Arztetag zu einer Arbeitswoche werden solle . Er kam dann
auf aktuelle Probleme zu sprechen, u. a . auch auf die So¬
zialversicherung, deren Entwicklung nicht zur Vernichtung der
ärztlichen Freiheit führen dürfe. Geheimrat Stander er¬
wähnte dann auch die Frage des 8 218.

Deutscher laudwirtschustttcher
Geuosseuschaftstag 1931

WTB . Berlin , 18 . Juni . (Tel.) Der RetchSverband der
deutschen landwirtschaftlichenGenoffenschasten — Raiffeisen —
E . B., Berlin , hielt hier heute seine erste öffentliche Haupt¬
versammlung ab . Reichsminister a. D . 'Dr Herme», Vor¬
sitzender des Verbandes, behandelte in seiner Begrüßungs¬
ansprache ausführlich die die Landwirtschaft gegenwärtig be¬
schäftigenden Probleme . Er wies auf die Rückwirkungen der
Notlage der Landwirtschaft auf die Industrie hin und er¬
örterte die Bestimmungen der kürzlich erlastenen Notverord¬
nung .

Wieder polnische Militärflieger
über deutsche« « ebiet

CNB. Frehstadt, 18. Juni . (Priv .-Tel.) Gestern abend
zwischen 5 und 6 Uhr überflogen zwei polutfche Militärflug¬
zeuge» gekennzeichnet durch di« rotweißen Karees , deutsche»
Gebiet zwischen Freystadt und Garnsie. Sie flogen in der
Richtung aaf Danzig.

Zum ReitbsbetvovftmgÄ - und
Vevmögensfteuevgesetz

Die neue« Durchführungsbestimmungen
i .

Auf den 1 . Januar 1931 findet eine Hauptfeststellung der
Einheitswerte für die landwirtschaftlichen , forstwirtschaftlichen
und gärtnerischen Betriebe , für die gewerblichen Betriebe , für
die Grundstücke und Betriebsgrundstücke , sowie eine Ermittlung
des Wertes des Gesamtvermögens statt. Es ist also nicht nur das
Geltungsgebiet, sondern auch die Geltungsdauer gegenüber den
bisherigen Bestimmungen erweitert worden, da die Einheits-
bewertung nicht für die Vermögenssteuer , Aufbringungs- und
Erbschaftssteuer, wie die Grundewerbsteuergilt, sondern auch die
Unterlage für die Erhebung der Grundsteuer in Ländern und
Gemeinden bilden wird .

Das Reichsgesetzblatt (Rr . 20 dom 30. Mai ) veröffentlicht so¬
eben die Durchführungsbestimmungen des Reichsfinanzministers
vom 22 . Mar 1931 . Bei den Bewertungsbestimmungen über das
landwirtschaftliche , forstwirtschaftliche und gärtnerische Vermögen
hat sich gegenüber den Bestimmungen von 1928 wenig geändert .

Beim Grundvermögen ist neu als Bewertungsmaßstab die
Jahresrohmiete , d. h ., die Miete, die von den Mietern für da»
Kalenderjahr 1931 nach dem Stande vom 1 . Januar 1931 fürdas Grundstück zu entrichten ist, einschließlich der von den Mie¬
tern übernommenen Verpflichtungen . Hat sich die Rohmiete in
der Zeit vom 1. Januar 1931 bis zum Ablauf der für die Ab¬
gabe der Vermögenserklärungen maßgebenden allgemeinen Frist
geändert,, oder steht bei Ablauf dieser Frist fest, daß sich die Roh-
miete noch im Lauf des Kalenderjahres 1931 ändern wird, so ist
die neue Miete zu berücksichtigen. Vergütungen für die Betriebs¬
kosten usw . sind, soweit sie in , der Miete enthalten sind , zur Er .
mittlung der Jahresrohmiete auszuscheiden. Bei der Ermittlung
der Jahresrohmiete ist eine Herabsetzung der Miete infolge einer
im Einzelfalle gewährten Ermäßigung der Gebäudesondersteuer
nicht zu berücksichtigen: die Miete ist also mit dem ungekürzten
Betrag in Rechnung, zu stellen . Für eigengenutzte Räume oder
ungenutzte und leerstehende Räume, oder solche, die bis zu der
für die Abgabe der Vermögenserklärung frei werden, ist die er¬
zielbare Jahresrohmiete einzusetzen.

Als WehrbrtftagSwert gitt nach den neuen Bestimmungen der
Wert, der der Feststellung des Einheitswertes auf den letzten dem
1. Januar 1981 vorangegangenen Feststellungszeitpunkt als
Wehrbeitragswert zugrunde gelegt worden ist. Für die Bewertung
können die Präsidenten der Landesfinanzämter ihr Gebiet m
verschiedene Bezirke einteilen . Außerdem können verschiedene
GrundstückSgruppe « gebildet werden , von denen als Hauptgruppenin Betracht kommen : Villen , Geschüftsgrundstücke (Grundstücke,die zu mehr als 80 v. H . unmittelbar eigenen oder fremden ge-
werbliche« Zwecken dienen ) , gemischte Grundstücke (teils Wohn-
zwecken, teils gewerblichen Zwecken dienend) und Mietwohnungs -
grunldstücke.

Die Durchführungsbestimmungen• unterscheiden zwischen unbe¬
bauten Grundstücken , für die der gemeine Wert zu gelten hat,und zwischen bebauten Grundstücken. Bei diesen ist wieder die
Unterscheidung zwischen zwangswirtschastsfreien und zwangsbe -
wirtschafteten Grundstücken getroffen . Als zwangsbewirtschaftete
Grundstücke gelten alle bebauten Grundstücke einschließlich der
Betriebsgrundstücke , von denen am Feststellungszeitpunkt jeweils
mindestens der fünfte Teil dem Reichsmietengesetz, Gesetz über
Mieterschutz und Mieteinigungsämter und Wohnungsmangelge - .
setz ganz oder teilweise unterliegt. Die Frage, ob die bezeichnete'
Grenze erreicht ist, wird nach dem Verhältnis der Jahresroh. ;mieten beurteilt . Zwangsbewirtschaftete Grundstücke sind mit
einem Vielfachen der Jahresrohmiete zu bewerten . Die Präsiden¬
ten der Landesfinanzämter können für ihren Bezirk bestimmen,
daß die zwangsbewirtschaftetenGrundstücke statt dessen mit einem
Vielfachen der Friedensmiete zu bewerten sind . Welcher Betrag
als Frivdensmiete zu gelten hat, wird gleichfalls von den Landes¬
finanzämtern bestimmt.

Der Rormalsatz wird für die Bezirke und Grundstücksgruppen
von den Präsidenten der Landesfinanzämter nach den Verhält¬
nissen auf dem Grundstücksmarlt ermittelt. Er setzt sich zu¬
sammen aus dem Vielfachen der Jahresrohmiete, oder dem Viel¬
fachen der Friedensmiete, bzw . dem Hundertsatz des Wehrbei¬
trages . Wenn bei einem Grundstück Umstände vorliegen, die von
dem in dem betreffenden Bezirk oder bei der besteherwen Gruppe
gemeinüblichen Verhältnissen zugunsten oder zuungunsten des
Grundstücks wesentlich abweichen, so ist für das Grundstück ein
Bewertungssatz anzuwenden , der entsprechend niedriger oder höher
als der Normalsatz ist ; die Ermäßigung oder Erhöhung darf ins-
gesamt 20 v. H. des Normalsatzes nicht übersteigen. Als Umstände,
die die Anwendung eines ermäßigten oder erhöhten BewertungS -
satzes rechtfertigen , kommen vor allem in Betracht der bauliche
Zustand, das Alter oder die Einrichtung eines Gebäudes , die Lage
des Grundstückes , die Art der Bebauung (z. B. Fachwerkbau, wo
Massivbau gemeinüblich ist oder umgekehrt, Zugehörigkeit größerer
unbebauter Flächen, wo solche Flächen normalerweise fehlen ),
Schadensgefahcen , (z. B . Berg- Rauch -, Waffer - oder Erschütte -
rungsschäden ) , die Belastung mit Gebäudesondersteuer, bei ge¬
mischten Grundstücken das Verhältnis des gewerblichen Zwek-
ken dienenden Teiles zu dem Wohnzwecken dienenden Telle.
Die Präsidenten der Landesfinanzämter können auch noch an¬
dere Umstände bestimmen, die bei Abweichung von den ge¬
meinüblichen Verhältnissen die Anwendung eines höheren oder
niedrigeren Bewertungssatzes rechtfertigen Für die Fälle, in
denen ein Grundstück mit dem Vielfachen der Jahresrohmiet «
zu bewerten ist . unö ein Wehrbeitragswert feststeht, können
sie bestimmen, daß als abweichend auch die Tatsache gilt, daß
der auf Grund des Normalsatzes ermittelte Wert des Grund¬
stückes um mehr als 20 v . H. nach oben oder unten von dem



Ü8« tie ahweicht , »penn man den maßgebenden Durchschnitts-
Hundertsatz des Wehrbeilragswertes anwendet.

Als bebaute , nicht zwangsbewirtscha stete Grundstücke gelten alle
bebauten Grundstücke , einschließlich der Betriebsgrundstücke , von
denen im Feststellungszeitpunkte jeweils »veniger als der fünfte
Teil einem der bereits genannten drei Wohnungszwangswirt-
schaftsgeseh« ganz oder teilweise unterliegt. Bebaute Grundstücke,
die in ortsüblicher Weise bebaut find , oder geweMichen Zwecken
dienen, find mit dem Ertragswert zu bewerten, die übrigen be¬
bauten Grundstücke mit dem gemeinen Wert . Für solche Grund¬
stücke ist grundsätzlich dem Ertragslvert der Wert gleii^ ustellen ,
der sich ergibt , wenn das Mundstück so wie die zwangsbewirt»
schäfteten Grundstücke bewertet wird . Hierbei können die Landes¬
finanzämter für die nicht ztvangsbewrrtschafteten Grundstück «
andere Normalsätze festsetzen, als für die zwangsbewirtschaf-
teten . Das Recht der Steuerpflichtigen , die Bewertung mit
dem tatsächlichen Ertragswert zu verlangen , und die Befugnis
der Keststellungsbehörden. den tatsächlichen Ertragswert zu¬
grunde zu legen, bleibt unberührt .

Bei den mit dem Ertragswert zu bewertenden Grundstücken,
die der Gebäudesondersteuer unterliegen, find zur Ermittelung
des Reinertrages die .Grundstückslasten, soweit sie aus Steuer¬
lasten (Grund- und Gebäudesteuer , Gebäudeentschuldungssteuer
usw . ) bestehen , mit 7V v. H . des Betrages anzusetzen . Bei den
mit dem Ertragslvert zu bewertenden Grundstücken , die der Ge¬
bäudeentschuldungssteuer nicht unterliegen, find die Steuerlasten
mit dem vollen Betrag einzusetzen. Die Ländesfinanzämter
können irn Benehmen mit den Landesregierungen bestimmen ,
welcher Teil des jährlich , im Durchschnitt nachhaltigen Rohertrages
von diesem zur Ermittelung des Reinertrages für die nicht aus
Steuerlasten bestehenden Grundstückslasten (Nebenleistungen , Jn -
standhaltungskosten und sonstige Grundstückslasten ) ohne Nachweis
abgezogen werden darf . ' (Schluß folgt.)

911119» SMUOCIIöKh
Beginn des zweiten Röntgental -Mordprozesses. Vor dem

Berliner Schwurgericht begann heute, Mittwoch, der Prozeß
gegen Röntgentaler Jungkommunisten wegen einer Schieße¬
rei, bei der der Maler Arlt getötet und zwei Röntgentaler
Postbeamte verletzt wurden . Wegen Mordes gesucht werden
noch die Abbeiter Rudolf Schiemann und Kurt Kuhnert , die
nach ihrer Tat geflüchtet sind . Der Prozeß wird das Schbüir-
gevicht in den nächsten 14 Tagen beschäftigen .

Die „Breslauer Zeitung " geht rin . Die demokratische „Bres¬
lauer Zeitung " gibt bekannt, daß sie sich gezwungen sieht , das
Erscheinen nach mehr als lOOjährigem Bestehen mit dein
SO . Juni einzustellen. Im Wege der Selbsthilfe haben die , Re¬
dakteure und Angestellten der „Breslauer Zeitung " in Form
eines genossenschaftlichen Unternehmens die „Neue Breslauer
Zeitung " gegründet , die vom 1 . Juli ab erscheinen soll.

Die Kinderarbeit auf brr Genfer ArbeitSkonserenz. Die In¬
ternationale Arbeitskonferenz hat üm Mittwoch beschlossen, die
Frage des MinbestalterS für die Zulassung von Kindern in
nichtgewerblichen Berufen auf die Tagesordnung der nächst-

Brigen ArbeitSkonserenz zu fetzen . Die Konferenz hat die
sstellung eines Fragebogens gutgeheißen, damit die Regie¬

rungen sich über ihre Stellungnahme schlüssig werden können.
Bau von Unterständen alb Fllegerfchntz in Frankreich?

Die Pariser kommunistische „Humanits " -will aus sicherer
Quelle erfahren haben, daß der französischen Wege - und
Brückenbaubehörde vom Kriegsministerium und vom Mini¬
sterium für öffentliche Arbeiten eine Verordnung zugsgangen
fei, in der sie äufgefordert werde, in der Gegend von Pari »
unverzüglich geeignete Plätze zur Anlegung Aon Unterständen
anzugeben, die gegen Fliegerangriff » Schutz bieten.

Wirbelft «*<n 1« Westfale«
Bon einem furchtbare« Unwetter wurde Mittwochabend das

Elsetal zwischen Herscheid und Holthausen (Kr, , Altena , West¬
falen ) betroffen . Ein Wirbelsturm trug Hauferdächer über
100 Meter weit durch die Lust. Ein schwerer Eisenbahnwag.

. gon . wurde aus den Schienen geschleudert , eine Fabrik ,wurde
vollkommen zerstört. Es sind drei Menschenleben zu beklagen .
Ein Mann wurde durch einen Balken erschlagen , ein . anderer

. durch ein« einstürzende Mauer . Etwa 40 Personen haben
mehr oder, minder schwere Verletzungen davongetragen . Etwa

. 120—140 Wohnhäuser und Nebengebäude sind schwer beschä¬
digt . Die Dächer von sieben Fabrikgebäuden würden abgedeckt
und deren Einrichtung schwer beschädigt . Die Drahtstiftfabrik
von Pickardt ist völlig vom Erdboden verschwunden .

Das Flugschiff. „Do X " ist heute, Donnerstag , früh um
t>.30 Uhr nach Bahia gestartet.

Der amerikanische Flieger Hawks hat einen tu ««» Rekord -
sl»g durchgeführt. Er startete am Mittwochmorge« um 6.30
Uhr bei London zu einem Fluge Eioydon—Rom—Croydon
und ist um 17.60 Uhr bereits wieder in Croydon gelandet.
In Rom hat er sich zwei Stunden aufgehalten . > ■ ■'

Dir Schleppung des Polar -U-Bv»«rS „Rautilius " nach
Queenstown in Irland durch den amevikanischen Kreuzer
„Wyoming" wurde durch einen Zwischenfall unterbrochen.

- Etwa 570 Meilen von Queenstown ritz heute, Donnerstag ,
früh das Schlepptau ; es konnte jedoch in kurzer Zeit wieder
geknüpft werden, , so daß ?di« Schiffe ihren Weg bereits wieder

- fortsetzen . •
■il -i i i i n

T ‘ Aus der Mar - Biktör- -p»n- Schtffek- Sttf1«« tz wild auch in' diesem Iahte ein Reise - und Etüdienstipendium im Beträge
tzon 600 Ml an einen begabten badischen ' Musiker vergeben.

Der Räffrnforscher Ludwig Ferdinand Clauß (Freiburg ) ist
aus Arabien zurückgekehrt . Er ist mit einem Beduinenstamm
jahrelang an den Ufern des Jordan entlang gezogen und ge¬
langte brs zum Reich der Wahabiten . Elaüß hat eine große
Zahl wertvoller Filme von seiner Forschungsreise mitgcbracht.
Sein Unternehmen würde von der Rotgemrinschaft Deutscher
Wissenschaft unterstützt. Sein « Arbeit galt besonders der Er¬
forschung der Raffenverhältniffe Börderasiens mit psychologi¬
schen Mitteln .

Felix Weingartner bewirbt sich n« das Basler Bürgerrecht.
Wie die „Neue Baseler . Zeitung " " vernimmt , hat sich Felix
Weingartner , um das . Bürgerrecht der Stadt Bafel beworben.
Der berühmte Musikdirigent, ursprünglich Österreicher, wurde
infolge Gebietsänderüngen nach dem Weltkrieg italienischer
Staatsbürger . Das Blatt erfährt gleichzeitig , daß bie Stadt
Zürich beabsichtigt , Felix Weingartner unentgeltlich das Bür¬
gerrecht zu verleihen. Dieser Plan dürfte durch die Bewer¬
bung Weingartners ' um das Basler Bürgerrecht gegenstandslos
geworden fein.

Zwischen _ % J? g) I
2 Zigaretten 3
Tabletten, das verhütet den Raucherkatarrh, co
nimmt dem Atem den Tabakgeruch ^

4S-Stritrderr -w - <be
für die Nevrr- erran- estewen

Wie der Gewerkschaftliche Pressedienst mitteilt , hatte die
Reichsregierun^ /für Mittwoch die Angestelltenorganisaiionen
zu einer Besprechung wegen Einführung der in der Notver¬
ordnung vorgesehenen 40-St «nden-Woche bei den Reichsverwal¬
tungen und -behördrn eingeladen . An dieser Besprechung nah¬
men noch teil der Vertreter Preußens und der Vertreter des
Arbeitgeberverbandes preußischer Gemeinden . Der Sprecher
der Regierung erklärte eingangs , daß auch ans die Länder und
Gemeinden ein Druck ausgeübt werden müffe, sich dem Vor¬
gehen der Reichsregierung anzuschlietzen . Die Einführung der
40-Stunden -Woche solle eine entsprechende Gehaltskürzung
nach sich ziehen. Die hierdurch freiwerdenden Gelder sollten
bedürftigen Angestellten zugutekommen.

Im allgemeinen werde aber die Arbeitszeit der Beamten
nicht gekürzt. Nach eingehenden Erörterungen gaben die An¬
gestelltenorganisationen, wie der Gewerkschaftsbund der Ange¬
stellten erfährt , die Erklärung ab, daß sie mit Rücksicht auf die
am Montag , den 22. Juni , im Arbeitsministerium stattfinden¬
den Besprechungen mit den Spitzenorganisationen betreffend
die Ausführungsbestimmungen zu der in der Notverordnung
vorgesehenen einheitlichen Arbeitszeitverkürzung bindende Er¬
klärungen nicht abgeben könnten.

Folgende Bedingungen wurden aufgestellt : Zunächst einmal
Durchführung der 48stündigen Arbeitswoche in den öffentlichen
Verwaltungen und Betriebe .ohne . weitere Gehaltskürzung .
Eine weitere Kürzung auf 40 Stunden , soll nicht auf die öf¬
fentlichen Verwaltungen und Betriebe beschränkt bleiben. Die
Festsetzung der Arbeitszeit für die Angestellten muß sich auch
auf die Arbeitszeit der Beamten auswirken . Die 40-Stund >n-
Woche darf keine Gehaltsverminderung nach sich ziehen. Er¬
werbslose Angestellte sind bei der Reueinstellung zu bevor¬
zugen. Die nächsten Verhandlungen finden am 29 . Juni statt.

Dle Schweiz
und de* deutsche Sandelsvevtvas

Drohung mit Kündigung
Im Laufe des Geschäftsberichts des Bundesrates im schwei¬

zerischen Nationalrat verwies Bundesrat Schultheh auf das
Scheitern der internationalen Bestrebungen hin, die Handels¬
beziehungen erträglicher zu machen . Die Lage sei in dieser
Richtung schlimmer als je. Der Redner äußerte sich dann
über die ■Internationale Agrarkreditbank. Man dürfe sich
nicht zu großen Illusionen hingeben. Die Länder suchten
möglichst wenig zu kaufen, aber umso mehr zu verkaufen.
Was weiter geschehen solle , sei noch unklar . Vieles wird ,ge¬
prüft . Die Schweiz wird versuchen , ein Maximum der Pro¬
duktion und des Absatzes zu garantieren . Angesichts der Lage
auf den internationalen Märkten müßte die Schweiz den Jn -
landsmarkt besonders halten , damit er nicht auch geschwächtwerde.

Gegenüber Deutschland sei die Lage unhaltbar . Die Schweiz
sei sehr benachteiligt und müsse unter Umständen daran den¬
ken, den Handelsvertrag zu kündigen. Vorher müsse jedocheine Verständigung versucht werden. Die Arbeitslosigkeit
könne die Schweiz bekämpfen, wenn sie -den Absatz fördere.Mit Sorgen verfolge der Dundesrat die Absatzentwicklung in

.einigen Zweigen der schweizerischen Volkswirtschaft. Er hoffeaber , daß der Geist der Solidarität in Europa doch siegen
werde. Das sei eine bittere Notwendigkeit. .

Die Auswirkungen der Weltkrise auf Frankreich
WTB . Paris ; 18. Juni . (Tel . ) „Avenir" beschäftigt sich mit

den AnSlvirkungen der Weltwirtschaftskrise ans Frankreich
und schreibt, das französische Parlament vergeude feine Zeit,
während die Weltwirtschaftskrise auch auf Frankreich über¬
greife. Die amtlichen Statistiken beweisen das ; fei doch der
Warenaustausch im Mai d. I . der schlechteste seit der Stabili¬
sierung des Franken . Der Unterschied zwischen dem Mai
1030 und dem Mai , 1020 sei ebenfalls ein Kennzeichen . Esj
scheine auch nicht , daß der Außenhandel ins . Juni dieses Jah¬
res günstiger ausfalle ; wenn man Nach der allwöchentlich er-)
scheinenden ' Statistik det gestellten Eisenbahnwaggons urteilen
dürfei '

Der amerikanische Schatzsekretär Mellon wird in den näch¬
sten Tagen in London mit Premierminister . Macdonald und
Mehreren anderenMitgliedern der Regierung ' zusammen-^

. treffen . .
. . . . . . j

Sprltrrini +, Wie aus Zipf in Österreich gemeldet wird, ist
der berühmte schweizerische Freibqllonflieger Kapitän Spelte -
rini , der auch in Deutschland in den letzten 45 Jahren zahl¬
reiche Aufstiege ausführte , im Alter von 79 Jahren gestorben,
Spelterim war der erste, der im Kugelballon die Alpen über¬
querte und im ganzen 670 Aufstiege mit über 1200 Personen
ausführte . ,t

flehte «khe- tttt
In Maikammer (Pfalz ) hat eine geistig beschränkte OOjäh -

rige Frau ihren gleichaltrigen Ehemann , den Schuhmacher
Franz Endlich, , mit, dem Schusterhammer erschlagen . Die
Frau - lebte schon einmal 16 Jahre von ihrem Mann « getrennt .'
Streitigkeiten waren an der Tagesordnung .

Bei einem Garagenbrand in Saarbrücken wurden 20 bis 30
Autos vernichtet. ' ° ' • )

Heute, Donnerstag , früh wurde auf der Lütticher Straße
bet Aachen ein Schmuggler, der 3000 Zigarillos bei sich hätte,
erschossen. Er »vor auf seinem Fahrrad än einem Zollbeam¬
ten vorbeigefahren, ohne dessen Aufforderung zum Hatten zu
befolgen. Ein zweiter ' Beamter gab einen Warnungsschutz
und dann einen Scharfschuß ab, der den Radfahrer " in den
Rücken traf . - /

f !
In Lübeck beginnt am Io, September der Prozeß gegen .die

schuldigen Arzte de» . Lsibecher KindrrftrrbrnS .
In Berlin wurde heute, . Donnerstag , früh der Geldbrief¬

träger AffatHk in einem Hausflur von zwei jugendlichenRäu¬
bern überfallen . Er konnte fich mit seinem Gummiknüppel
und einer Pistole zur Wehr setzen, so daß die beiden von ihm

. abliehen . Beide, die verhaftet wurden , sind bisher noch nicht
vorbestraft. Ehe haben in höchster Notlage gehandelt.

In Stettin machte eine 15jährige Schülerin ihrem Leben
eine Ende, Sie - hatte sich ,einen Tadel anscheinend so zu Her¬
zen genommen, daß sie zur Waffe griff und sich ersetz .
■ In Nitolni (Polnisch-Qberfchlesien) erschoß ein Arbeitsloser

«inen anderen ans dessen Wunsch mit einem alten ruffischen
Gervehr und dann sich selbst.

Ein höherer Wiener Polizeideamter wurde im Zusammen¬
hang mit Diebstählen, die fich seit längerer Zeit in der Poli -
zeidirektion ereigneten, seines Dienstes «Nihoben .

In dem Bnlka« Jakedake in den japanischen Alpen, westlich
von Matfumoto, erfolgte am Donnerstag früh eine heftige
Eruption , die von starkem unterirdischem Rollen begleitet >var .
Infolge des Ausbruchs gerieten die Dörfer am Fuße des
Berges in einen förmlichen Aschenregen .

Annahme des schweizerische» BersicherungsgeseheS; De«schweizerische Nationalrat nahm - am Mittwoch das Gesetz übe,die Alters - und Hinterbliebenenversichcrüng mit 163 gegen14 Stimmen bei einer Enthaltung an .

Landes
(50. Sitzung)

DZ . Karlsruhe , 17. Juni .
In der Nachmittagssitzung, die an Stelle des erkrankte«

Präsidenten Duffner der I . Vizepräsident Maier eröffnet,wird die Aussprache über
den kominunalpolitischen Antrag des Zentrum -
fortgesetzt .

, Abg . Schwarz (Zentr .) tritt nachdrücklich für die Forderun¬
gen seiner Partei ein. Er verteidigt unter häufigen Zwischen ,
rufen das Verlangen nach Wiedereinführung des Unterstüt¬
zungswohnsitzes und Neuregelung der Wandererfürsorge , Der
Antrag über die Schlichtmi'gsausschüffe bedeute in keiner
Weise eine Rechtlosmachung der Gemeindebeamten . Das

. Zentrum billige es nicht , wenn Oberbürgermeister und Bür¬
germeister übersetzte Gehälter erhalten . (Lebhafte Zurufe . )

Abg . KiMer (Nat . -Soz . ) meint, man müsse schon ein großer
, Optimist fein, um zu glauben , daß durch den Zentrumsantrag' der Not der Gemeinden abgeholfen werde. Die Notverord-

nung sei für dje Gemeinden eine ungeheuere Enttäuschung.
Der Redner kritisiert die hohen Spitzengehälter der Gemeinde¬
oberhäupter . Er beantragt u . a . : Bürgermeistergehälter und
Gehälter der Gemeindebeamten dürfen nicht die Bezüge über¬
steigen , di« der Landrat des Bezirks, in -Großstädten der Lan-
deskommiffar, beziehen. Weiter empfehlen die National¬
sozialisten die schleunige Einführung einer Warenhaus - und
Filialsteuer und hälftige Senkung der Beiträge zur Fürsorge -
kaffe für Gemeinde- und Körperschaftsbeamte.

Abg . Dr. Brühler (D. Natl . ) wendet sich gegen unangebrachte
Einstufungen von Gemeindebeamten . Hier handle es sich
nicht mehr um wohlerworbene Rechte . Das Zentrum möge
seinen Einfluß im obigen Sinne geltend machen . Bei den
polemischen Ausführungen des Redners gegen Zentrum und
Sozialdemokraten gibt es gleichfalls lebhafte Zurufe . Den
nationalsozialistischen Anträgen stimmt er zu.

Abg . Dr. Kaufmann (Zentr .) tritt im Schlußwort der Auf¬
fassung entgegen, als ob die Forderungen des Zentrums ein
Nichts darftellten . Die Anträge seien im Gegenteil geeignet, ,den Gemeinden nachhaltige Hilfe zu bringen . Sie seien auch
eine wertvolle Ergänzung der , Notverordnung . Durch Bekämp¬
fung der Auswüchse im Waudererwesen , wie es der Zentrums » !
antrag »volle , werde der Sache am besten gedient. (Der Abg.
De Wolfhard erhielt wegen seiner Zwischenrufe sin Laufe
der Ausführungen der Zentrumsredner zwei Ordnungsrufe .)

Die Abg . Graf (Sozdem .) und Köhler (Nat .-Soz .) sprechen
nochmals für die Anträge ihrer Parteien .

Die Anträge des Zentrums werden in der vom Haushalts ,
ausschutz beschlossenen Fassung gegen die Kommunisten an¬
genommen. '
- Annahme- findet ferner der nationalsozialistische Antrag , der
die Einführung einer Warenhaus - und Filialsteuer anregt .
Dagegen stimmen Sozialdemokraten und Kommunisten. Der
Antrag auf Senkung der Fürforgekaffenbeiträge wird mit gro¬
ßer Mehrheit dem Rechtspflegeausschutzüberwiesen.
Die Werbung für Turn -, Sport - und Iijgend-

pflegevereine durch Geistliche und Lehrer
Abg . Dr. Person (Zentr . ) erstattet Bericht über die Eingabe

des X. Kreises der , Deutschen Turnerschaft (Baden ), die sich
gegen einseitige Werbung zum .Beitritt in Turn - , Sport - und
Bugendpflegevereine, durch Geistliche und Lehrer richtei-

Der Haushattsausschuß bean-tratzt, obiges Gesuch als durch
den Erlaß ..des Unterrichtsministeriums vorn 22 . Mai d . I . er¬
ledigt zu erklären . - . .
' Abg .. Dr. Wolfhard (Dem . ) begrüßt den Erlaß des Ministers ,der gewisse Vorkommnisse -wie in Ettlingen in Zukunft un¬

möglich mache .
Abg . Hofheinz (D . Dem . P .) anerkennt den -Versuch , eine

Synthese zwischen den verschiedenen Jntereffen zu finden . Die
Kinder sollen der . Schule , und dem Elternhaus : überlaffenbleiben. Weder die Kirche noch die Vereine sollen davon ab»
sehen , frühzeitig die Kinder zu binden und ihnen irgend-
weiche. Verpslichtungen aufzuerlegen . Der Versuch der Syn¬
these sei - leider nicht gelungen . Der Schlußsatz des Erlasses
schaffe vielmehr zweierlei Recht . -

Abg . Großhans (Sozdem. ) stellt sich hinter den Erlaß des
Ministers . Er bittet dringend, auf dem Wege der Verstän¬
digung »veiterzugehen. Die Agitation m der Schule müffe
aufhören : Durch die verschiedenartige Beeinfluffung der Kin¬
der entständen nur Konflikte. Im übrigen seien alle Oestre-
Hungen zur Gesundung und Ertüchtigung der Jugend wirk¬
sam zu unterstützen, sofern sie dabei Maß und Ziel halten .
Auch die politische Fanatisierung der Jugend besonders in den
Mittelschulen müffe unterbunden werden.

Minister des Kultus und Unterrichts Dr. Remmele
stellt fest, daß die Zuständigkeit des württembergischen und
badischen Kultusministeriums grundverschieden sei, , und, gibteine Interpretation des ministeriellen Vdrgehetis) Alle ' Leh¬
rer würden als Religionslehrer betrachtet, ob sie nun Haupt ,
amtlich oder nebenamtlich ReligionLunlerricht erteilen . Mehr

.konnte nach Sachlage, nicht getan werden. Der Minister- unter¬
streicht gleichfalls, .daß -man sich allseits verständig zeigen sollte .

Abg . Jrqu Rigel (Zentr .) spricht anerkennend von den .Be¬
strebungen den Deutschen Lurnexschaft. . ,Dieser könnej .kein
hefferer Disnst. erwiesen werde» .als dadurch , daß man ..sich
gegen Entgleisungen und Mihstände wendet. Den katholiscken
Geistlichen al» mitverantwortlich für die Erziehung der: Ju¬
gend- dürfemau darob .nicht tadeln - Die Rednerin umschreibtdie Aufgaben des Religionslehrerk , der die Pflicht habe, . das
gesamte Leben des Kindes zu beaufsichtigen. Die Ausfchrei-
jungen in der Turnkleidungsmode würhen die Angehörigenaller Bekenntniffe und Parteien empören.

.Abg , Or. Wolfhard (D . Dem. P . ) vertritt die . Belange der
Deutschen Turnerschaft . . Diese wehre . sich dagegen, daß man
ihr . die .einmal anvertrauten Kinder entzieht. Auswüchse wür¬
den auch von der Deutschen Turnerschaft bekämpft.

. . Rach «ine» kurzen Schlußwort des Abg . Dt Person wird
der Ausfchußantrag einftimmi « angenommen.

Abg . Ist: Waldrck . (D . Bp.) beachtet über die
Eingabe »«» Mannheimer Bildhauer »he« deren NottagetDer Antrag auf Überweisung an die Regierung zur Keant -

»isnahme findet Annahme.
Es folgt die Beschlnhfaffung über

Strafverfolgnngsanträge .
Abg . Rösch (Sozdem. ) berichtet über das ' Ersuchen auf Ge¬

nehmigung der Strafverfolgung des nationalsozialistischen
Abg . Wagner wegen Vergehens gegen die Verordnung de»
Reichspräsidenten zur Bekämpfung politischer Ausschreitungen.

M



GeschäfisordnüngSausschuß und Plenum konnten sich nicht
,«r Aushebung der Immunität eutschlietzen .

Abg» Menth (D. Bp . ) erstattet Bericht über Strafversol -
güngsanträge gegen den kommunistischen Abg . Böning . In
einigen Fällen des Vergehens gegen die Verordnung des
Reichspräsidenten zur Bekämpfung politischer Ausschreitungen
erteilt das Haus die Genehmigung zur Strafverfolgung , eben¬
so in Sachen der Karlsruher Rathansschlügerei.

Nächste Sitzung Donnerstag 10 Uhr.
I Schluß m Uhr .
/* : ♦

(51 . Sitzung)
DZ . Karlsruhe , 18. Juni .

Vizepräsident Maier teilt zu Beginn , der Sitzung mit, daß
das Spargutachten in etwa 14 Tagen den Abgeordneten ge¬
druckt zugehen wird. . ,

Die Arbeitsvermittlung nach Frankreich
Abg. Eichenlaub (Zentr . ) begründet eine Förmliche Anfrage

der Regierungsparteien und der liberal -demokratischen Arbeits¬
gemeinschaft des ' Inhalts , ob die Regierung bereif sei, Aus¬
kunft zu geben , nach welchen Gesichtspunkten und unter wel¬
chen Bedingungen die Arbeitsvermittlung nach . Frankreich
durch das Landesarbeitsamt Südwestdeutschland in Stuttgart
und die von ihm mit der Vermittlung beauftragten Arbeits¬
ämter erfolgt.

Anlaß zu dieser Interpellation gaben Angriffe gegen die
Behörden im nationalsozialistischen „Führet " und in der kom¬
munistischen Mannheimer „Arbeiterzeitung "

. (Der kommuni-
■' stische Abg . Lechleiter erhält wegen seiner Zwischenrufe zwei

Ordnungsrufe .)
- Abg. Böning (Komm . P . ) nimmt dann das Wort zür Be¬

gründung der Förmlichen Anfrage seiner Partei im gleichen
' Betreff . (Der Interpellant und der kommunistische Abg .

Klausmann ziehen sich Ordnungsrufe zu :) Der . Redner spricht
in seiner scharfen 'Kritik der Arbeitsverhältnisse voü „deutsch-
französischem . Sklavenhandel".

Oberregierungsrat Emrle
Vorstand des Gewerbeaufsichtsamtes, erteilt folgende Antwort :
Das Land ist für die öffentliche Arbeitsvermittlung nicht zu¬
ständig . Nach der vom Präsidenten des Landesarbeitsamts
für Südwestdeutschland gegebenen Auskunft beruht .die Ar¬
beitsvermittlung nach Frankreich, die zur Zeit ohne

'
erhebliche

Bedeutung ist, auf dem Grundsatz der Freiwilligkeit. Deutsche
Arbeitskräfte können nach Frankreich vermittelt werden, wenn
sie in Deutschland entbehrlich sind und die Lohn- und Arbeits¬
bedingungen sowie die Unterbringung den deutschen Verhält¬
nissen entsprechen . Die Arbeitsvermittlung für Frankreich ist
in einer Zentrale in Kehl zusamtnengefaht , damit im Beneh¬
men mit den französischen Behörden die offenen Stellen auf
ihre Eignung für eine Besetzung mit deutschen Arbeitskräften
geprüft werden können .

' Die 'Vermittlung offener Stellen ,
die nicht für geeignet' befunden werden, wird grundsätzlich ab¬
gelehnt: . >

Abg: Ernst Kraft (Sozdem. ) sieht in menschenwürdigen
Lohn- und Arbeitsbedingungen die Voraussetzung für die Ver¬
mittlung deutscher Arbeitskräfte ins Ausland . Der Redner
wendet sich gegen die Kommunisten, die di« Gewerkschaften
- um Nachteil der Arbeiterschaft zu zerschlagen suchten . (Abg .
Lechleiter (Komm . P . ) erhält den dritten , Abg . - Klausmann
(Komm . P .) den zweiten Ordnungsruf .) *

- i - Abg. Kuhn (Zentr . ) findet es - am Platze, daß dem wilden
Anwerben von deutschen Arbeitern wie auch - dem wilden Ar-
b̂eitsuchen im Auslande durch amtliche Vorschriften 'Schrän¬
ken gesetzt wurden . Ohne Sicherungen -und ohne- die Gewiß¬
heit, daß die Annahme von Arbeit genehmigt wird , dürfe nie¬
mand , ins Ausland gehen . Man schade sonst dem. deutschen
Ansehen und '

setze sich zudem, der größten Rot aus . Die Art
der Regelung der Arbeitsvermittlung nach Frankreich sei zu
billigen und der Grundsatz der Freiwilligkeit nachdrücklich zu
unterstreichen. Der Redner setzt sich zum Schluß mit den
Kommunisten auseinander -, die angesichts der russischen -Ver¬
hältnisse keinen Anlaß hätten , sich über die Lage der Arbeiter -

> fchaft anderwärts zu beschweren . ( (Abg . Klausmann wird
«um drittenmal zur Ordnung gerufen und wegen weiterer
Zwischenrufe von der Sitzung ausgeschlossen .)

Abg . Köhler (Rat . -Soz . ) richtet im Anschluß an eine Be¬
merkung des Vorredners über Südtirol unter Hinweis auf
die Separatistenzeit scharfe Angriffe gegen das Zentrum, wo -
Gegen dieses heftig protestiert. (Ein Tribünenbesucher ruft
„Einseitige Geschäftsführung" , Er muß die Tribüne verlas¬
sen.) Abg . Köhler bertangt, - datz deutsche -Arbeiter im Aus¬
lände menschenwürdig behandelt werden.

Damit ist die Aussprache beendet.
■ Vizepräsident Mater schlägt für die Schlußwort « eine Kon¬
tingentierung der Redezeit auf 10 Minuten vor. Das HauS
stimmt unter Protest der Kommunisten zu . ( ....

Abg . Böning wird in seiner scharfen Polemik gegen die ' Vor-
redner , insbesondere gegen Sozialdemokraten und Zentrum ,
zum drittenmal zur Ordnung gerufen . - .

Im Hause herrscht zuweilen große Unruhe , so daß der Prä¬
sident wiederholt mit der Klingel eingreifen muß.

Nach dem Schlußwort des Abg . Böniug gibt Vizepräsident
Maier den Eingang neuer Anträge bekannt . 1
• Abg . vr . Wolfhard (D . Dem . P . ) wiederholt feine schon ein¬
gangs der Sitzung abgegebene Erklärung , daß in feinem
gestrigen Verhalten -zu . unrecht eine Brüskierung des Land¬
tages erblickt werde.

Um. 1 Uhr wird, die ßitzung geschloffe».
Nächste Sitzung

'»ubestimmh-- , - \ u r r
V-

^ Das Spargutachten
Gegenwärtig erfolgt die Drucklegung des Spärgutachtens .

. Es wird in etwa 14 Tagen den Abgeordneten des Badischen
- Landtags zugehrn . Der HanshallsauSschuß dürfte -feine Be¬

ratungen über das Spargutachten , das ' bekanntlich als Grund¬
lage für dir Etatsaufstellung dienen soll : Anfang September
ausnehmen. ' " " . "

Als Berichterstatter zum Spargutachten hat der Haushälts -
ausschuß dir ordnungsmäßigen BudgetberichterstcNter bestellt .
Er find dies für die Hauptabteilungen Landtag und Mini¬
sterium des Innern mit den nachfolgenden Ausnahmen der
Abg. Reinbold (Sozdem ) , - Staatsministerium und die Unter¬
abteilungen des - Ministeriums des Innern , Sozialversiche¬
rung, Wohlfahrtspflege, Bäu -, Wöhnungs - und Siedlüngs -
wesen , Gewrrbeaussicht und Arbeitsrecht. Abg . Heid (Sozdem .)
für die Kapitel Landwirtschaft und Ernährung , Abg . Schill
(Zentr . ) für die Hauptabteilungen Justizministerium , Abg .

- 'Dt Wolfhard (Staätsp . ) , Ministerium des Kultus und Unter¬
richts , Abg. vr . Föhr (Zentr .), für die Abteilung Rechnungs¬
hof, . Abg . -von A« (Wirtschastp.) , Fiüanzministerkum (ohne
Steuer « ) Abg . Seubert (Zentr .) , für die Unterabteilung
Wasser - und Straßenbau , Geologische Landesaufnahme Abg .
vr . Waldeck (D . Vp .) , für den zweiten Haurtteil , Steuern
und Finanzgesetz Abg . Riickert (Spzdem .)

4- -
Der Haushaltsausschuß

hat am Dienstag einmütig einen - volksparteilichen Antrag
angenommen, demzufolge di« Regierung - im Hinblick auf die
finkenden Biehpreife be» der Reichsregierung im - Sinne einer
Erhöhung des badischen Busfuhrkontingentes vorstellig wer¬
den soll. Die Regierung hat dies zugesagt.

MebadrrGeResremtngsttmbttdtttts
vevtagt

Die Verhandlungen über die RegierungSerweiterung in Bn-
den haben am Mittwoch eine Vertagung erfahren . . Am Mitt¬
woch ragten sowohl die Landtagsfraktion des Zentrums wie
die der Sozialdemokraten , letztere , um sich mit dem bekannt¬
lich ablehnenden Beschluß des Sozialdemokratischen Landes¬
ausschusses zu beschäftige» . Die sozialdemokratische Landtags -
fraltion will nun die Pause benutzen , um die in Betracht
kommenden Rrichsinftanze» zur Frage der Regierungsumbil¬
dung zu hören. Mit der Vertagung erklärten sich Zen¬
trum und Deutsche Volkspartei einverstanden; man erwartet
eine, endgültige Entscheidung spätestens bis Mitte nächster
Woche. Die Annahme, daß der Landtag heute, Donnerstag ,
in die Sommerferien gehen würde, hat sich dadurch als ver¬
früht erwiesen. Nachdem die Koalitionserweiterung noch zur
Debatte steht und auch noch eine Reihe anderer Arbeiten zu
erledigen ist, wird auch die nächste Woche noch für Sit¬
zungen beansprucht werden.

chDie „Badische Zentrumspreffe -Korrespondenz" verbreitet am
Mittwoch einen längeren Artikel zur Regierungsumbildung in
Baden , worin zunächst einleitend 'festgestellt wird, daß die - Ver¬
handlungen um die Regierungsumbildung nunmehr in ein
entscheidendes Stadium getreten sind . Es folgte eine Art hi¬
storischen Rückblicks' über den bisherigen Verhandlungsgang .
Dann kommt die Zentrumskorrespondenz auf den ablehnenden
Standpunkt des Landesausschusses der Sozialdemokratischen
Partei zu sprechen und bemerkt dazu, überraschenderweiseseien
die Schwierigkeiten in diesem Landesausschuß entstanden nicht ,weil man etwa dem sachlichen Ergebnis der Verhandlungen
entgegengetreten wäre, sondern lediglich wegen der Verschär¬
fung der politischen Lage , wie sie im Reich eingetreten war .
Die sozialdemokratische Landtagsfraktion hat sich zur Be¬
schlußfassung die ' nötige Zeit noch ausbedungen, um für die
Entscheidung alle in Betracht kommenden Parteiinstanzen hö¬
ren zu können . Da es sich nur um eine kurze Frist - handelt ,
haben Zentrum und Deutsche Volkspartei hierzu das Einver¬
ständnis gegeben .

Am Schluffe heißt es sodann: „Das Zentrum hat von An¬
fang an eine klare Linie eingehalten und gedenkt , sie mit
aller Festigkeit unerbittlich auch weiterhin zu verfolgen. - Die
gegenwärtige Lage in Land und Reich erfordert nach der Auf¬
fassung des Zentrums mehr denn je , daß niemand abgesto¬
ßen werden kann, der- angesichts der Rot von Staat und Volk
bereit ist, mitzuarbeiten . Darum wäre es für das Zentrum
unerträglich , wenn- die -Sozialdemokratie sich der Verbreiterung
der Koalition, die jetzt durchaus -möglich ist, widersetzen
wollte."

Der Karlsruher Korrespondent- der demokratischen „Franks .
Zeitung " erörtert die Schwierigkeiten der Regierungsumbil¬
dung und - schreibt dazu : „Man hört in diesen Tagen von so¬
zialdemokratischen Politikern bittere Klagen darüber , daß die
Demokraten sich weigern, ebenfalls in die Regierung einzUtre-'
ten , uüd 'in der Tat ^wäre ja für die Sozialdetnökraiie bie
Schwierigkeit der Lage mit einem Schlage behoben , wenn die
Erweiterung der Regierung -sich nicht nur auf die BolkspaAeiv
sondern auch auf die 'Demokraten erstrecken würde. Dir ' De¬
mokraten find zu ihrer ablehnenden Haltung , worüber in
Überlingen gesprochen wurde, durch ernsthafte sachliche Gründe
bewogen worden; ihre Führer - werden sich aber ,natürlich in
diesen Tagen Gedanken darüber machen ^ ob Kch für sie aus
der jüngsten Entwicklung der badischen Dinge und aus der
heute deutlich sichtbar gewordenen Gefahr eines ausgesprochen
nach rechts tendierenden Regierungskurses in -Baden positive '
Schlußfolgerungen und Möglichkeiten ergeben:" >• i

Der Eckert ^
Das Urteil des kirchliche« Dienstgerichts - ; ;

Die Urteilsbegründung im Falle Eckert wird erst im kirch¬
lichen Gesetz- und Verordnungsblatt veröffentlicht werde» .
Bis diese erfolgt, können mehrere Wochen vergehen. Nun
macht Pfarrer Kappes im „Volksfreund" einige Mitteilungen ,
di« auch von anderer Seite bestätigt werden, und teilt dabei
mit, daß das Dienstgericht von den Feststellungen des Kirch¬
lichen Verwältungsgerichts , das Pfarrer Eckett seinerzeit selbst
angerufen .hat , ausging und darauf sein Urteil aufbaute , das
den Angeklagten des DirnstvergehenS für schuldig erkannte .
Dann fährt Pfarrer Kappes fort :

' —
Bei r der Strafbemessung wurde Eckert . zugute ' gehalten, , daß

ihm ein tiefreligiöses Wesen zu eigen ist und er religiöse
Gründe für sein Handeln ms Feld führen konnte , daß er fer¬
ner in seiner Gemeinde segensreich - gewirkt hat ; und daß eine
bedauerliche Verwirrung des Autoritätsbewuhtseins als Zeit¬
erscheinung feststellbar ist. Trotzdem seien die Verfehlungen
so schwer, daß schwerste Strafen erwogen wurden und das Ge¬
richt der Meinung war , eine Zurruhesetzung hätte vertreten
werden können . - Die niederste Strafe sei ausgesprochen wor¬
den , um Eckert Gelegenheit zu geben , zu zeigen, daß er gewillt
sei, sich in die kirchliche Ordnung zu fügen, das Gericht Höffe;
daß es ihm möglich fein werde , dieser Bitte zu entsprechen .

- .- H(
Die Landespersammlung der religiöse« Sozialisten - wurde

am letzten Sonntag in Karlsruhe in Gegenwart von Vertre¬
tern - der . Landesverbäride Westfalen, Württemberg , und der
Pfalz abgehalten, Rach einleitender Ansprache des Jugend¬
pfarrers Kappes sprach Landesvorsitzender Or. Dietrich (Mann¬
heim) über die Orgayisation i>er.̂ eIiglös -syziaWifche.n Bewe¬
gung^ JgAendpfarrer Wstngr ^ ,(Mannheim ) sprach zur Ände¬
rung dep ShnydalWahley,

'
- - - >

Nach der Mittagspause gab vr . Dietrich das Urteil im Fall
Eckert bekannt. Mit Eckert habe, die ganze religiös -sozialisti¬
sche Bewegung einen : Sieg erfochten . Die ' Kirche' sollte ein-
sehen , daß der Katnpf auch um ihretwillen' geschehe: Me ' werde
es einein sozialistischen Pfarrer einfallen, in der Kirche , in
seiner Predigt Parteipolitik zu treiben, aber ebensowenig
werde et sich die Freiheit - seines-Gewissens knebeln lassen .

SchSdtt « Ksh - r » mpf « ns
Das ' Badische

' Weinbauinstitut gibt am 16. Juni folgender
bekannt :

" 1
- Wie wir voraussagten, sind in der -Zeit - vom 9. bis 13.-Juni
in allen Weinbaugebieten stärkere - PeronofporaauSbrüche an
nicht gespritzten Reben,- sowohl an Blättern als stellenweise
auch an Gescheinen feftgestellt worden . Wenn auch die große
Hitze am 14. Juni die Krankheit' zum Stillstand brachte," so
dürfte sie Mit erüeutem Eintritt von . Gewittern - doch weiter
Umsichgreifen . Um das zu verhindern, müssen die Reben so¬
fort nach beendeter Blüte erneut gespritzt , werden,- wobei -der
Spritzstrahl vor .allen» auch auf die Gescheine zu richten ist,
damit die- jungen . Fruchtknoten vom Pilz nicht angesteckt werden
können . . . Wo kein Heuwurm festgestellt wurde, , kann man mit
.Kupferkalkbrühe spritzen , wo dagegen Heuwürmer vorhanden
sind , sollte auch , diese Bespritzung mit arsenhaltigen Kupfer¬
brühen erfolgen. Sobald sich Meltau , auch nur in Spuren ,
zeigt, sofort schwefeln.

Oeecitt ffi« die Schiffahrt
auf dem SbevvbeM in Basel

Das Projekt des Rhrinseitenkanals
Der Verein für die -Schiffahrt auf dem Oberrhein, Basel,hält am 27 . Juni seine 25, . Generalversammlung ab.
In seinem Jahresbericht für 1930 betont der Verein, daßoas adgelaufene Jahr für die Rheinschiffahrt nicht günstigwar , wenn auch der Wafserstand- von Ende März an bis zum

Jahresende , mit e»ner kurzen Unterbrechung im September,
anhaltend gut gewesen ist. Mit Ausnahme von Basel und
Strahburg hatten fast alle Rheinhäfen einen starken Ver-
kehrsrückgang aufzuweisen . - Als neue Erscheinung in der
Rheinschisfahrt auf dem Oberrhein ist zu nennen , die in den
letzten Jahren eingetretene - Verbesserung der Schleppboote ,
die . ständige - Vermehrung und Ausbreitung des Motorbootes
mit Dieselantrieb und der immer mehr aufkommende Stück -
güter -Eilverkehr durch vermehrten Einsatz von Güterbooten.
Was den. Schiffahrtsbetrieb von und nach Basel anbelangt,
so hat dieser zum - ersten Male seit Aufnahme der Großschiff¬
fahrt eine Güterumschlagsmenae von über 1 Mill, Tonnen
erreicht, und damit , ist der Basler Hafen in Bezug auf die

.Umschlagsmenge in den 15 . Rang aller Rheinhäfen gerückt,
während er sich noch 1929 int 18 , Rang befand. Der Jahres¬
bericht hebt als besondere Bedeutung die im abgelaufenen
Jahr begonnene Regulierung der Strecke Jstein—Straßburg
hervor , nachdem 27 Jahre , zuvor zum ersten Male dieser Ge-
danke an die Öffentlichkeit gebracht wurde. Die Durchfüh¬
rung der Niederwasserregulierung hat auch der Verein für
die Schiffahrt auf dem Obcrrhein auf seine Fahne' geschrieben
und seither mit allen -Mitteln dafür gekämpft .

Der Bericht zählt sodann ' die ' Fortschritte: -beim Kraftwerk,
bau Kembs auf , dessen Bauarbeiien ' -ueller vorwärts gehen ,als ursprünglich angenommen wurc so daß 1932 mit der
Inbetriebsetzung des ersten Seitenkaunlstückes gerechnet wer-
den kann. Was die Fortsetzung des Grand Canal d ’Alsace
über Kembs hinaus anbelangt , so ist nach einer Mitteilung
des Handelskammerpräsidenten .-von Ranch ein Projekt für
die Kraftstufe Ottmarshrim bei der Zentralkommifsion für
die Rheinschiffahrt noch nicht eingetroffen. Dagegen soll ein
Projekt für den Seitenkanql in -seiner ganze » Erstreckung
von Kembs bis Stratzburg mit sieben weiteren Kraftstüfen
laut Presseberichten von der französischen Regierung an die
Kammer geleitet worden sein . Im Elsaß besteht die Absicht,
die Kaligruben durch einen Kanal an den Rhein-Rhüne-
Kanal anzüschljeßen und bei der Grube Theodore einen Um¬
schlaghafen zu erstellen, sowie Anlegestellen bei Wittevheim,
Ruelisheim : und Hattenheim . Die Abmessungen des Kanals
sollen für 300-Tonnen -Schiffe berechnet sein .

Der Verein betont zum Schluß die . Wichtigkeit einer Zu-
sammenarbest zwischen Rheinschiffahrt und Eisenbahn. Die
im vergangenen Jahre angeschnittenen Tariffragen haben zur
Zeit noch . keine Abklärung erfahren . Nachdem die Regulie¬
rung . im . Gange ..ist,, .wendet sich der Verband nunmehr Wirt -
schaftkichen Fragen zu. Er legt zur Durchführung dieser Auf¬
gaben der Generalversammlung neue Statuten zur Geneh-
»nigung vor.

' '

Oie Studentenschaft
peganMeet fPetwtMs AvdettSdtenft

Unter Führung der badischen Studentenschaften ist Anfang
des Jahres ein ^studentisches Amt für Arbeitsdicustkolonien
in Bade««' ins Leben .gerufen worden, .das es sich zur, -Auf-
gäbe gemacht hat , de« ' freiwilligen Arbeitsdienst, der bekannt¬
lich auch in der neuen Notverordnung ein besonderes Kapitel
einmülMt .u nächdrücklichst - im - -ganzen Lande- -zu propagieren ^
und praktischPürchzuführen . Dieses Amt, das schon fest , eini¬
ger Zeit in Wirksamkeit ist, findet allenthalben weitestgehende
Unterstützung , so daß schon in Kürze mit der .Einrichtung re¬
gelrechter Arbeitsdienstkolomen gerechnet werden kann.

geplant , . , pini V solche ArbeitsdienstkoloNi 'e in
Egtinge « ,(Aint ^ öptach ) iüs . Lxben zu rufe». Man denkt
daraii, " die ' Kolöüie in .

'
zwei Gruppen zu je 40 Proz . Studen¬

ten , 36 Proz '. Arbeitslosen und 25 Proz . Jungbauerü zu tei¬
le» , Die Teilnehmer an der Kolonie werden' mit ' verschiedenen
ländwirtschaftlichen . Arb'eiten beschäftigt , zu . denen in erster
Linie Entwässerungsarbeiten , Meliorationsarbeiten und ähn¬
liches gehören . Löhne und Gehälter werden nicht bezahlt. Es
Wird .von der Organisation aber Sorge ' für eine 'ausreichende
Verpsle^uü^ und ein ' geringes. Taschengeld ' getragen. Die- Fi-
nanzierüna ' soll mit ' Unterstütz .üng der ' Landesarbeiisämter ,
der Stübentenschasten , dep ' Lanhwirtschäftskäminern und ' de»
Staates durchgeführt

' werden.
' Daß es den Urhebern der Idee mit ihren Plänen durchaus
ernst ist) und daß mit einer Verwirklichung der Ziele gerech¬
net werden kann, geht daraus hervor,- daß schon von zahl¬
reichen hervorragenden Stellen und Körperschaften .weitest¬
gehende Unterstützung 'zugesagt worden ist. So hat der Präsi¬
dent des Arbeitsamtes die Absicht, Mittel aus der Arbeits¬
losenversicherung zur Verfügung zu stellen . Die christlichen
Gewerkschaften und -der Landarbeiterverband haben durch ihren

-Beitritt ihre . Hilfsbereitschaft dokumentiert. . . .
' Zur Beachtung fut Jtalierrreiseirde

Irr letzter - Zeit häufen sich die Fälle, in denen deutsch«
Wandernde in Italien wegen Unterlassung der Anmeldung,
öder wegen Nichteinholung der Aufenthaltserlaubnis - von -den
örtlichen Polizeibehörden belangt und gerichtlich auf 3^-4-
Wochen Hast (z. T . Einzelhaft bei schlechter Kost und man-
gelnder Hygiene ) bestraft worden find . Jtalienreisende .seien
.daher erneut daraus hingewiesen, daß sie fich innerhalb dreier
Tage ngch, ihrer , Einreise in Italien , polizeilich anzumelde»
und sich hie Aufenthaltserlaubnis zu beschafscn haben . ^

Semdel und «Uvtschatt
- . . BeWntie Devifennvtieruugei »

Amsterdam 100 G -
Kopenhagen 100 Kr.
Italien . . . 100 L,
London - - 1 Pst».
ReMNörk - .1 . - D , .
Paris . . . - 100 Fr.
Schweiz - . 100 Fr-
Wien 100 .Schilling
Prag - 200 Kr-

18. Juni
' «Id
169 .39
112 .71
22 .06
20.473
4.2085
16.474
8175
59.14
12 .466

»ries "
169.73
112.93
22 .08
20.513
4 .2165 '
16 .514

-81 .901
59.25'
12.480

17. Juni
( dl

169.40
112.68
22 .04
20.47
4.2065
16.515
81 .72
59 .153
12.465

»rler
169.74
112.90
22.08
20.5t
4.21*5
16.499
81 .88
59.275
12 .485

Beruhigung , am Devisenmarkt. Die . scharfe Diskonterhöhung
der Reichsbank, vor allem aber die Beseitigung .der innerpoli¬
tischen Krise in Deutschland und die Einigung des Österreichi¬
schen Bundes mit den ausländischen Gläubigern der Kredit¬
anstalt . hüben die Beruhigung gefördert. Die Geldabzüge de»
Auslandes haben am Mittwoch sichtlich nachgelassen , so daß die
Devisenanforderungen nur einen geringen Teil des UwfangeS
der ' Vortage erreichten. Private Schätzungen , die auf 10- 20
Mill . Anmeldungen lauteten , dürsten der Wirklichkeit entspre¬
chen

' Der Bedarf erstreckte sich im wesentlichen nur auf sra«-

»



zSsische Franken und Dollars . Einige führende Valuten , wie
die Sterlingdevife , von der sogar einige» Material heraus kam,
und der holländische Gulden blieben zur amtliches Notiz sogar
etwas hinter dem Stande vom Dienstag zurück .

Mindestsatz der deutsche» Golddiskontbank. Der Mindest¬
satz der deutschen Golddiskontdank beträgt »mit 18. Juni 1931
au 6 Prozent . _

De » ru «ke»v»ett
OkleinhandelSpreiS um 10 - 12 Pfennig per Kilo erhöht

An- 1b. Juni ist die Zuckersteuererhähung von 10^ 0 XH
auf 21 X )l in Kraft getreten . Die Zucker Industrie hat die
Steuer voll auf den Konsum abgewälzt , was dadurch möglich
« ar , datz die Steuer auch bei eingeführtem Zucker noch zu¬
sätzlich erhoben wird . Für den Kleinhandel bedeutet sie eine
Verteuerung uni etwa 10—12 pro Kilo , wobei dar¬
aus hinzuweifen ist, daß heute am Weltmarkt kaum ein Drittel
de« Inlandspreises erzielt wird . Es ist anzunehmen , datz ein
Konsumrückgang eintreten und der zuviel erzeugte Zucker au »-
gesührt wird, und zwar zu den Berlustpreisen des Weltmark¬
tes . Im Hinblick auf die Feststellung der Enquetekommissio«,
welche d^s Augenmerk der Öffentlichkeit aus die technische
Rückständigkeit der deutschen Zuckernidustrie hingewiesen hock,
wird aus die Notwendigkeit der Rationalisierung hingewiesen,
durch die es gelingen würde, die neue Massenbelastung abzn-
schwächen.

*
Die Landes,enirale des Bad . Einzelhandels teilt folgender

mit :
süddeutscher Kristallzucker 1» . Qualität kostete den Klein¬

handel bisher im Einkauf LI—62 XU pro 100 Kilo . Nehmen
wir zu unserer Kalkulation nur den Mindestsatz von 61 X1t
pro 100 Kilo und rechnen wir hierzu 0,85 Proz . Umsatzsteuer
Gleich SO Xpf, 3 Proz . für Einwiegen gleich 1,83 XH und
6 Proz . Rabatt vom Verkauf gleich 3,30 XH , so kosten die 100
Kilo Zucker den Einzelhändler selbst 66,83 Ml pro 160 Kilo .
Verkauft wurde der Zucker vom Einzelhandel aber allgemein
für 68 Ml pro 100 Kilo. Bedenkt man , datz in obiger Kalku¬
lation nicht berücksichtigt sind die gesamten Unkosten (Saden-
miete , Personal , Heizung, Licht usw . ) , datz ferner nicht ein¬
stezogen sind die recht beträchtlichen Steuern (abgesehen von
ster Umsatzsteuer ) , und datz endlich keinerlei Händlergewinn m
Ansatz gebracht wurde, so kann man sich ein Bild davon ma¬
chen , welches „Riesengeschäst " der Zuckerverkauf für den Ein¬
zelhändler bedeutet. Es dürste wohl jedermann klar sein , datz
es dem Einzelhandel bei diesem Artikel noch nicht einmal mög¬
lich war , die reinen Geschäftsunkosten herauszuwirtschaften,
während von einem Händlergewinn überhaupt keine Rede sein
konnte. Der Einzelhandel hat seit einem Jahrzehnt dieses
Opfer im Interesse der Gesamlbeoölkerung stillschweigend auf
sich genommen. Die ab 16. Juni mit Inkrafttreten der Zucker¬
steuer-Verdoppelung geltenden neuen Zuckerpreife bedeuten
dabei nicht im geringsten eine Verbesseruiig der bisher üb¬
lichen Kalkulation der Verkaufspreise, obwohl diese Verbesse¬
rung der Kalkulation dringend erforderlich wäre . Der Einzel¬
händler mutz sich leider nach wie vor darein fügen, beim
Zucker wie bei so manchen anderen Artikeln auch , lediglich der
Kundschaft zu dienen, ohne für sich selbst irgendwelche Vorteile
herauswirtschaften zu können.

Die Zellstoffabrit Waldhos.Mannhei « stellt in ihrem Iah -
cesbericht fest, datz der Verbrauch an Papier jetzt eine lin <
derung erfahren habe, datz andererseits die zunehmende Pro -
Miftion auf die Preise drücke . Dagegen hat die Zellstoffindu¬
strie versucht , durch Syndizierung , durch Konventionen und
durch eine internationale Produktionseinschränkung Abhilfe zu

^schaffen . Da die Syndizierung erst am 1 . Januar 1931 in Kraft
»«treten sei , so könne über ihr Ergebnis noch kein Urteil ge-
Jofit werden . 1930 wurde die Produktion der Zellstoffabrik nicht
vermindert . Für Zellstoffseidr war eine leichte Steigerung zu
»erzeichneu. Die Vorräte an Fertigfabrikaten sind trotz des
Preisrückgangs etwa 20 Proz . höher . Auch die Holzvorräte
haben sich ziemlich erhöht. Der Holzmarkt befand sich in ganz
normaler Verfassung. Während die finnische Tochkergesell -

fchaft im vorigen Jahre noch etwa 16 Mill . Reichsmark flüssige
Mittel bei Waldhof angelegt hat, wurden diese zur Baubilan¬
zierung vollkommen abgehoben und auherdem noch ein Kredit
von 2,38 Will . Reichsmark von Waldhof beansprucht. Die Er¬
zeugung des laufenden Jahres sei grötztenteils bereits verkauft.
Zellstoff Waldhof erzielte nach Abschreibungenvon 3,231 (3,566)
Mill . Reichsmark einen Reingewinn von 2,654 (5,017 ) Mill .
Reichsmark, woraus 6 Proz . ( i . B . 12 Proz . ) Dividende verteilt
und 0,386 (0,501 ) Mill . Reichsmark auf neue Rechnung vorge¬
tragen werden sollen . Über das laufende Geschäftsjahr wird
« itgeteilt , datz mit der Vollendung des Werkes in Kexholm
( Finnland ), dessen Ban die Gesellschaft im übrigen als eine
absolut richtige Mahnahme verzeichnet , und mit der Zentrali -
sterung des Verkaufs deS Zollstoffsyndikats, der eigenen Ber -
kaufsgesellschaft für Papier in Berlin , die Zentralverwaltung
im Laufe deS Jahres von Mannheim nach Berlin verlegt wer¬
den soll . _

Strafantrag des Wirtschaft»« inisterS gegen Kohlenhandel.
Der ReichswirffchaftSminifter bat, wie die „Boff . Ztg .

" berich¬
tet , gegen den füddentschen Kohlenwirtschaftsverband und noch
acht andere Verbände , sowie KohlengrotzhandelSverbänder ttgart, Reutlingen , Mannheim ) wegen Berstostes gegen

KarteLordwang bei« Kartellgericht Berlin , Strafantrag
gestellt. Der Verband hat über mehr als 100 süddeutsche Koh-
kenhandlungen die Sperre verhängt , ohne die vorgeschriebene
Einwilligung des Kartellgerichtsvorsitzenden zu dieser Mah¬
nahme einznholem .

Liauidativn der Gewerbe- und Handelsbank Lichtental r . G.
nt . h . ©, Baden-Baden . Die auf Mittwoch abend einberufene
Generalversammlung zur Beschlutzfafsnng über die Liquidation
de« Unternehmens kannte in eine Beschlußfassung nicht ein¬
treten , da das von Statut und Gesetz vorgeschriebene Viertel
der Mitglieder nicht anwesend war . Es wird daher eine neue
Generalversammlung «uf den 26 . d . M . einberufen , die dann
ohne Rücksicht auf ist« Anzahl der erschienenenMitglieder end¬
gültig beschlietzen kann.

Die österreichische Rationalbank hat in ihrer autzerordent-
lichen Generalversammlung die neuen Statuten genehmigt.

Erricht»«, eines Schwimmbades im Wastdür». Die Bor -
arbeiten zur Durchführung des Schwimmbadprojektes find
soweit geleistet, dich die Pläne nunmehr dem Bezirksamt
zur Genehmigung vorliegen . Im sonnigen, windgeschützten
Rarsbachtal wurde ein Gelände von 146 Ar käuflich erwor¬
ben. Der Bau des Schwimmbades erfordert einen Kosten¬
aufwand von 22 000 XU, von denen etwa 12 000 Mt d?n beim
®au beschäftigten ausgesteuerten Arbeitern zufliehen . Die
Arbeiten sollen so beschleunigt werden, datz das Bad Anfang
Juli eröffnet werden kann.

Der Bürgerausschuß Reckargerach genehmigte einstimmigden Voranschlag für 1930/31 , der einen ungedeckten Aufwand
von 26 223 Ml enthält . Bürgersteuer und Gemeindebier-
stener muhten mit einem Zuschlag von 100 Prqz . eingeführtwerden.

Wechsel in K-mmunalvertretungen . In Heidelberg hat der
volksparteiliche RechtSanwaft Edwin Leonhnrd sein Mandat
im Siadtrat niedergelegt und ist gleichzeitig aus der Deut¬
schen Bolkspartei ausgetreten . Er begründet diesen Schritt
mit den Karlsruher Koalitionsverhandlung ««, die den Ein »
tritt der Bolkspartei in die Regierung zum Ziele haben. —
An Stelle des zurückgetretenen Gememderai » Hermann
Sch « »tt (Staatspartei ) in Kehl tritt Herr Christum Sanwald
in den Gemeinderat ein. Da für die letzte Gemeindcialswahl
Staatspartei und Zentrum eine gemeinsame Liste eingereicht
hatten , wäre als Nachfolger Schmitts ein Zentrunisniann in
Frage gekommen . Die Partei hat aber verzichtet und den
Platz dem nachstehenden Kandidaten der Staatspartei über¬
lassen .

ZwangSetatifiervnge » . Bei der letzten Bezirksratsfttznngin Bruchsal wurde die Tatsache bekannt, d«ch die Gemeinden
Rheinhausen , Unteröwisheim, Oberhausen. Neudorf. Kronau,
Zentern , Hambrücken, Karlsdorf und MingolSheim im Wegeder StaatSaufficht angewiesen wurden , den Gemeindevoran -
fchlag für 1931 aufzustellen . Genehmigt wnrden die Vor¬
anschläge für 1931 in 7 Gemeinden.

Fünfhundertjähriges Gemeindejubiläu « . Die Gemeinde
Au (Murgtal ) feiert in diesem Jahre ihr SOÜjShriges Bestehen .
Sie ist aus einer Siedlung der Holzhauer hervorgcgangen.
Im Juli d. I . soll das neue Schulhaus eingeweiht und da¬
mit die 500 -Jahr -Feier des Dorfes verbunden werden.

Jnnenrevisor für eine Städtische Sparkaffe. Für die
Sparkasse Offenbar , soll infolge der letzten Unterschlagungen
ein Jnnenrevisor cmgestellt werden, der die Gesamten Abtei¬
lungen über Buchführung, Belege und Auszüge zu kontrollie¬
ren und des öfteren Kaflenstürze vorzunehmen hat . Dem Bür -
gerauSschuh wird vom Stadtrat eine entsprechende Vorlage
zugehen.

ÄttS btt LmrdeSbmrvMadt
WiedersehenSfeier alter Karlsruher Gymnasiasten. Letzten

Samstag und Sonntag trafen sich in Karlsruhe eine große
Zahl der Abiturienten des humanistischen Gymnasiums des
Jahrgangs 1886 zur Wiedersehensfeier nach 46 Jahren . Schon
am Freitag hatte eine Abordnung dem derzeitigen Direktor
des Gymnasiums eine grötzere Spende überreicht, die für die
Schüler - und Lehrerbücherei Verwendung finden soll. Am
Samstagvormittag wurde ein Kranz auf dem Grabe des un¬
vergessenen , feinsinnigen Leiters des Gymnasiums , Geheim-
ra »s Or. Gustav Wendt, niedergelegt. Mittags traf man sich
auf der Rappenwörth. Abends fand dann die eigentliche Fest¬
feier im Hotel Reichshof statt. Groß war die Freude , datz
von den wenigen noch lebenden Lehrern einer e» sich trotz sei¬
ner 78 Jahre nicht hatte nehmen lassen , von Freidurg herbei¬
zukommen, Geheimerat Edmund Rebmann. Ein Mitschüler
hielt eine Gedächtnisrede auf die Lehrer und Mitschüler, die
nicht mehr am Leben sind . Konzerisängerin Hilde Paulus
verschönte die Feftfeier . Der Sonntag bmchte die alten
Penäler mit ihren Damen in einem Postaut « durch das Murg -
tal auf die Herrenwies , wo man im Kurhaus die schöne
Feier ausklingen ließ.

Da« Kartell techn. Verbindungen Baden» hielt fein 10. Stif¬
tungsfest unter Beteiligung von nahezu 300 Mitgliedern am
Sonntag , den 14. Juni , auf Wilhelmshöhe in Ettlingen ab. Am
Vormittag stieg unter Vorsitz des Ingenieur Hans Greller ,
Mannheim , ein Konvent, bei dem das Programm für das be¬
vorstehende Geschäftsjahr festgelegt wurde. Erftenlicherweise
haben sich Fachingentoure zu einer Reihe von technisch-wissen¬
schaftlichen Borträgen in Mannheim und Karlsruhe bereit er¬
klärt, so datz auch im kommenden Jahre da» Kartell wieder
eine rege Tätigkeit entwickeln wird . Im Mittelpunkte der Ta¬
gung stand der Festkommers. Die Chargen von 9 Verbindun¬
gen in vollem Wichs gaben der Veranstaltung ein festliches
Gepräge . Das Referat des TageS hatte der Vorsitzende , Herr
Ingenieur » Greller , übernommen . Er entwickelte als Hauptziel
der Bestrebungen des Kartells technischer Verbindungen Ba¬
den die Erziehung seiner Mitglieder im Sinne des Wahlspru¬
ches „Freiheit , Ehre , Vaterland " . Als besonders feierlicher Akt
ist noch die Aufnahme der „Burschenschaft Hohenstaufia" an der
Rheinischen Ingenieurschule in Mannheim in das Kartell her-
vorzuheben.

Ran nimmt sich ein Fahrrad . . . Am gestrigen Tage wur¬
den 6 Fahrräder von der Stratze weggestohlen . Die Eigen¬
tümer hatten zumeist die Unvorsichtigkeit begangen, ihr Vehikel
nicht anzuschlietzen .

Wetterbericht der Bad . Landeswetterwarte , Karlsruhe , von
Donnerstag morgen : Ein Tiefdruckausläufer ist heute nacht
über unser Gebiet gezogen und hat im ganzen Lande Gewit¬
ter verursacht. Anschließend hat es bis in den Vormittag hin¬
ein fast anhaltend geregnet , da hinter der Front kühlere mari¬
time Luft eingedruugen ist . Für morgen ist infolge weiterer
Zufuhr maritimer Luft mit Fortdauer der kühleren Witterung
zu rechnen . Boransfage : Zeitweise heiter, nur mäßig warm,
höchstens vereinzelte leichte Regenschauer bei lebhaften West¬
winden.

Wafferstände: Waldshut 380 unverändert , Basel 191 —4,
Schusterinsel 258 —4, Kehl 385 unverändert , Maxau 568 -f-8,
Mannheim 475 unverändert , Caub über 200 Zentimeter .

HddHMVLHVWLG Ptf ]f
Kommunistische Dtörnngsversnch«

WTB . Freibnr , i. Br , 17. Juni . Bor der Wirtschaft
^ Zum Marttnstor " in der Löwenstratze bildete sich am Mitt¬
wochabend eine Gruppe von etwa 20 bis 88 Personen , die
zum grüßten Teil der Kommunistische « Partei augehörten . Da
diese Ansammlung eine Verkehrsstörung zur Folge _ hatte,
wurde die Gruppe von einem Polizeibeametn ausgeforderl ,
die Straße gu räumen . Die Leute leistete « jedoch der Auf¬
forderung de« Beamten keine Folge, sonder» griffen ihn tät¬
lich an und versuchten ihn zu entwaffnen, indem sie ihm den
Gummiknüppel aus der Hand schlugen und das Sciiengewchr
abriffen . Der Beamte, der von der Menge mißhandelt wurde,
mutzte schließlich von der Schußwaffe Gebrauch machen ; dabei
wurde einer der Angreifer verletzt . Das verstärkte Notruf¬
kommando stellte schließlich die Ruh« wieder her. Im Ganzen
wurden acht Personen verhaftet und ins Gefängnis einge-
lsefert.

DZ . Mannheim, 18. Juni . Zum Sommer ^ emester 1831
wurden an der Handels -Hochschule 171 Städter ««de ne« aus¬
genommen gegen 170 im Sommer -Semester 108» und 112
Studierende im Winter -Semester 1930/31 .

DZ . Kehl, 17. Juni . Das von der früheren Gemeinde Dorf
Sehl vor dem ehemaligen Rathaus chren Kriegsteilnehmern
von 1870/71 errichtete Denkmal war bekanntlich in der Rächt
vom 38V29 . Juni von französischen Soldaten zerstört worden.
Die herabgerissene Kriegerfigur wurde schließlich im städti¬
schen Bauhof uniergebrächt. Jetzt wurde das Stadtbauamt
vom Gemeinderat beauftragt , einen Kostenvoranjchtag für die
Wiederherstellung des Denkmal» eiiizureichrn. Es ist beab¬
sichtigt, daß wiedererstellte Denkmal mit dem Pionierdenkmal
Ende August zu weihen. _

Druck G . Braun, Karlsruhe .

DZ . Freiburg i . Br ., 17. Juni . In Hochdorf überfiel «(»66 Jahre alter Mann am Ausgang des Ortes seine aus einemRade daherkommende Richte, ritz sie in einen Graben und »er ,
suchte ihr mit einem Messer den Hals durchzuschneiden . ErnArbeiter schlug mit seiner Peitsche auf den Unhold ein, derdaraufhin die Flucht ergriff . Die Gendarmerie stellte denTäter in dem angrerizenden Wäldchen , wo er sich jedoch einen
tödlichen Stich in die Herzgegend beibrachte. Das Mädchenhat erhebliche Schnittwunden am Hals davorigctragen. Vor80 Jahren hat der Täter in einem Streit einen älteren Rann
erstochen . Der Täter war schwerer Alkoholiker .

Gtaatsanreisev
Bekanntmachung.

Landwirtschaftliche Frauenschulp
„Maria Immaculata " auf Kloster -
Hof Rdtsber, in Gengenbach «Baden).

Die La, » wirtschaftliche Frauenschule „Maria Immaculata "
auf Klosterhof Abtsberg in Gengenbach (Baden ) wird als
Ansbildunganstakt für ländliche Haushaltpflegerinnen mit der
Maßgabe anerkannt , datz für die Ausbildung und Prüfungder Zöglinge die staatlich genehmigten Bestimmungen matz ,
gebend sind .

Karlsruhe , den 18. Jum 1831.
Der Minister de» Innern

I . W ittemann .

Nach den Meldungen der Bezirkstierärzte waren am 16. Juni1931 im Lande Boden verseucht mit :
Maul ,

Amtsbezirke :
Bruchsal
Heidelberg
Karlsruhe
Mannheim

Wemheim
Wiesloch

und Klauenseuche:
Gemeinden :

Oberhanfcn , Philipps -btwg
Sandhaufen
Spöck
Mannheim - Neckarau , Hockenhestu,
Oftersheim , Schriesheim
Hemsbach
Rot, Waüdorf

Amtsbezirke
Heidelberg
Lahr
Mannheim

Stockach
Weinheim

Schweinepest:
Gemeinden :

Heidelberg-Handschuhsheml
Kürzell
Mannheim -Friedrichsfeld. Mann¬
heim-Seckenheim , Mannheim .
Wallstadt. Ladenbuvg, Öfters hei« ,
Schriesheim
Ludwigshafen
Weinheim, Leutershausen

Amtsbezirke :
Mannheim
Mosbach

Badische»

Milzbrand :
Gem ein den :

Mannheim-Sandhofen
Zwingenberg

Statistische» Landesamt .

Die Stelle des

Bürgermeisters
der Stadtgemeinde Ederbach (Baden )
ist alsbald neu zu besetzen. Die Wahl erfolgt durchden Bürgerausschutz auf 9 Jahre . Die Regelung der
Gehaltsbezüge und Anstellungsbedingungen bleiben be¬
sonderer Vereinbarung Vorbehalten .

In Betracht kommt nur eine Persönlichkeit, die die
für da« Amt erforderlichen rechtlichen und wirtschaft¬
lichen Kenntnisse und praktischen Erfahrungen nach-
weisen kann.

Bewerbungen mit Angaben über Lebenslauf , bis¬
herigeTätigkeit.Gehaltsanfprüche usw. und beglaubigten
Abschriften von Zeugnissen find bis 27. Jnnt 1031 an
den Unterzeichneten zu richten. Persönliche Vorstellung
vor Aufforderung rst nicht erwünscht.

E b e r b a ch , den 9 . Juni 1931 . 2 -244
Der Bürgermeister :

Dr . Frank .

11.875 . Karlsruhe , über
das Vermögen der Firma
Christian Oertel, Inhaber
Heinrich Oertel in Karls¬
ruhe , Kaiserftratze 101/103 ,
Wäsche- und Ausstattungs¬
geschäft,wurde heute mittag
12 Uhr das Vergleichsver¬
fahren zur Abwendung des
Konkurses eröffnet. Ber-
trauensperson ist : Bücher¬
revisorOtto Marx in Karls¬
ruhe, Bad . Handelshof . Ver -j
gleichstermin ist am Diens¬
tag, den 7 . Juli 1031 , nach« .
8 ' /, Uhr, vor dem Amtsge¬
richt Karlsruhe , Akademie -
stratze 4, 2 . Stock , Zimmer
Nr . 131 . Der Antrag auf ,
Eröffnung des Verfahrens
nebst Anlagen, sowie das
Ergebnis der weiteren Er¬
mittlungen sind auf der
Geschäftsstelle zur Einsicht
der Beteiligten niedergclegt.
Karlsruhe , den 15. Juni
1931 . Grsthäftsstelledes Amts¬
gerichts A 3.

91.876. Karisrahc. Das
KonkurSverftchreu über da»
Vermögen der Firma Valen¬
tin Hach, Elektrotechniker
in Karlsruhe . Mühlbnrg ,
Rhein str . 13, wurde nach
rechtskräftiger Bestätigung
des Zwangrvetgleichs auf¬
gehoben . Die Vergütung der
Konkursverwalters wurde
aus 2 000Äd» und seine Aus¬
lagen auf 200 festge¬
setzt. Karlsruhe , den 15.
Juni 1931 . Geschäftsstelle
des Amtsgerichts A 3.

Offenburg. R .52S
Güterrechtsregistereintrag

Baud II , Seite 480 : Lud¬
wig Tesgel, Maler , Schutt
terwald, und Karotin« geb.
Steidle . Vertrag voni 29.
April 1931 : Gütertrennung .
Offenburg , 16. Juni 1931 .

Amtsgericht lli .

Freitag , 10. Juni 1631
* F29 . (Freitagmieich
Th -Gem. n . S -Gr .

Die Mbte 6tim
Oper von Weinberg«

Dirigent - Schwarz
Regie : Pruscha
Milwirkeude:

« rünwald -Sehfert , Haber-
körn , Meiltng, Siwinin«
Falke. Äatnbcah, Kies« ,
Löser. Nentwig, Otattc ,

Schoepsiin, H . Ribinin »
Anfang 30 Ende 22*4

Preise C (1—7 AK )

Sa - 36 . 6 - Zu kleinen Prei .
sen : Der lustigeKrieg. So
21 .6 . Ren einstuhirrt : Bort»
Godnnotv- Im Bongert«
baus : Keine Vorstellung.

*
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